
Wirtschaft

D E R  S P I E G E L  3 7 / 2 0 1 076

E N E R G I E

Operation Attacke
Gegen den schwarz-gelben Laufzeiten-Deal mit der Stromindustrie formiert sich Widerstand 

im eigenen Lager. Die Umweltpolitiker der Koalition fordern Korrekturen, 
die Ministerpräsidenten wollen mehr Geld. Die Anti-Atom-Bewegung bekommt Zulauf.
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Anti-Atomkraft-Demonstration in Berlin am 5. September: „Die Regierung läuft Gefahr, sich erneut zu verrechnen“



und Sonstige

Strahlende Zukunft
Zusatzgewinne der Atom-
wirtschaft durch die geplante 
Laufzeitverlängerung, 
in Milliarden Euro
Quelle: „Handelsblatt“/LBBW
(Szenario bei konstantem Strompreis)
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Es könnte so werden wie in alten Ta-
gen. Tausende Demonstranten ha-
ben sich für den kommenden Sams-

tag angesagt, in Bussen und Sonderzügen
wollen sie aus allen Ecken Deutschlands
nach Berlin kommen. Dort werden sie
Flugblätter verteilen, Transparente em-
porhalten, und vielleicht werden auch ein
paar alte VW-Busse aufkreuzen, auf de-
nen noch der rot-gelbe Aufkleber „Atom-
kraft? Nein danke“ leuchtet. Ein Gruß
aus den wilden Siebzigern. 

Die Anti-Atom-Bewegung macht wie-
der mobil. Der Plan der schwarz-gelben
Koalition, die 17 Kernreaktoren der Re-
publik im Schnitt zwölf Jahre länger lau-
fen zu lassen, hat ihren Zorn entfacht.
Die Grünen-Fraktionschefin Renate Kü-
nast warnt die Regierung vor „einem ge-
sellschaftlichen Großkonflikt“, SPD-Chef
Sigmar Gabriel droht mit einer Verfas-
sungsklage.

Die Regierung läuft Gefahr, sich erneut
zu verrechnen. Eigentlich wollte Kanzle-
rin Angela Merkel mit der raschen Atom-
entscheidung vom vorvergangenen Wo-
chenende das unpopuläre Thema schnell
erledigen. Doch nun hat es den Anschein,
als würde der Kompromiss die Debatte
erst so richtig befeuern. Ministerpräsiden-
ten aus der Union mahnen Korrekturen
an, die EU-Kommission droht mit einer
womöglich monatelangen Prüfung, und
Umweltpolitikern aus Union und FDP
passt die ganze Richtung nicht: Die Re-
gierung, so kritisieren sie, sei vor der
Atomindustrie eingeknickt.

Dabei sah es noch vor wenigen Wo-
chen so aus, als würden die Strombosse
um E.on-Chef Johannes Teyssen und
RWE-Lenker Jürgen Großmann als Ver-
lierer aus dem Pokerspiel hervorgehen.
Umweltminister Norbert Röttgen (CDU)
wollte ihnen nur ein mäßiges Betriebs-
Plus zugestehen, zudem hatte er einen
langen Katalog von Sicherheitsauflagen
ausgearbeitet.

Daraus wird nichts. Als der Umwelt -
minister am vorvergangenen Sonntag zur
entscheidenden Verhandlungsrunde ins
Kanzleramt fährt, muss er erkennen, dass
er ohne Verbündete dasteht: Wirtschafts-
minister Rainer Brüderle, Fraktionschef
Volker Kauder, Kanzleramtsminister Ro-
nald Pofalla – alle sind gegen ihn. 

Vor allem aber will Außenminister Gui-
do Westerwelle nachweisen, dass er kei-
neswegs so „irreparabel beschädigt“ ist,
wie Röttgen zuvor behauptet hatte. Und
auch Angela Merkel springt ihrem Um-
weltminister nicht zur Seite. Dreimal te-
lefoniert sie mit den Stromchefs. Die sit-
zen zu Hause und erleben, wie hart die
Kanzlerin auftritt, um ihnen möglichst
hohe Beträge für die Staatskasse abzu-
trotzen. 

Die Anliegen Röttgens sind Merkel da-
gegen weniger wichtig. Schon am frühen
Nachmittag ist klar, dass der Umweltmi-

nister klein beigeben muss. Noch einmal
bringt er seinen Vorschlag ins Spiel, ältere
Meiler mit einer zusätzlichen Betonhülle
gegen Flugzeugabstürze zu wappnen.
Dumm ist nur, dass seine Fachbeamten
bereits drei Tage zuvor bei einer Bespre-
chung im Kanzleramt zugestanden hatten,
dass die meisten Kraftwerke durch allzu
hohe Nachrüstkosten sofort unwirtschaft-
lich würden.

Als die Spitzenpolitiker gegen 23 Uhr
auseinandergehen, machen sich Finanz-
staatssekretär Hans Bernhard Beus und
die Finanzvorstände der Konzerne ans
Werk. Um 5.23 Uhr setzen sie ihre Unter -

schrift unter einen Vorvertrag, der es in
sich hat. Fachminister Röttgen erfährt da-
von zunächst nichts. 

Noch fataler: Die Koalition veröffent-
licht die Vereinbarung nicht, weil die
 Unterhändler noch Detailfragen klären
wollen. „Eine Dummheit“, sagt ein Re-
gierungsmitglied, denn so kommt in der
Öffentlichkeit rasch der Verdacht auf, die
Regierung habe ein Geheimabkommen
zugunsten der Konzerne geschlossen.

Nicht zu Unrecht. Was Merkel mit den
Strombossen vergangene Woche verein-
barte, kommt der Industrie weit entgegen.
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„Am Sonntag war schönes Wetter“, jubel-
te ein Energielobbyist nach dem Treffen,
das den Konzernen mittel- und langfris -
tig enorme Gewinne bringen wird (siehe
Grafik). 

Denn die Regierung gewährt den
 Konzernen eine zusätzliche Atomstrom -
menge von 1804,278 Milliarden Kilowatt-
stunden. Das entspricht je nach Strom-
preis Mehreinnahmen zwischen 27 und
64 Milliarden Euro, wie die Landesbank
Baden-Württemberg ausgerechnet hat.
Bis 2016 zahlen die Konzerne mehr Steu-
ern, danach beginnen die fetten Jahre. 

Ein fixes Enddatum für die Nutzung
der Kernenergie in Deutschland gibt es
nicht. Stattdessen dürfen die Konzerne
Strommengen beliebig von alten Kern-
kraftwerken auf neue übertragen und de-
ren Laufzeit damit womöglich bis über
die Jahrhundertmitte hinaus strecken. 

Röttgen behauptete bislang, Atom-
strom dürfe grundsätzlich nur von Alt-
auf Neu-Meiler übertragen werden. Doch
das stimmt nicht. Der Vorvertrag garan-
tiert den Konzernen, dass eine Ausnah-
meregelung fortbesteht: Wenn die Regie-
rung zustimmt, können auch alte Kern-

kraftwerke mit Strom-
mengen von neuen Mei-
lern am Netz gehalten
werden.

Zwar müssen die Kon-
zerne bald die geplante
Brennelementesteuer ent-
richten. Doch wie viel sie
zusätzlich in einen staat-
lichen Fonds zum Ausbau
erneuerbarer Energien
aufwenden müssen, blieb
völlig unklar. 1,4 Milliar-
den sind zwischen 2011
und 2016 eingeplant.

Die Regierung machte
erstaunliche Zugeständ-
nisse: So brauchen die
Konzerne nicht mehr im
vollen Umfang zu zahlen,
sobald für ein Kernkraft-
werk Sicherheitsinvesti-
tionen von mehr als 500
Millionen Euro anfallen.
Damit wird künftig umso
weniger für erneuerbare
Energien ausgegeben, je

mehr die Konzerne in die Sicherheit in-
vestieren. 

Zudem plant die Koalition auch beim
neuen Atomgesetz Änderungen, die es
in sich haben. Um den Bau des geplanten
Atomendlagers in Gorleben voranzutrei-
ben, will die Regierung den Behörden zu-
sätzlichen Handlungsspielraum verschaf-
fen. Für die Errichtung von Anlagen zur
Endlagerung radioaktiver Abfälle und die
Standorterkundung „ist die Enteignung
zulässig“, heißt es im Entwurf zum neuen
Atomgesetz, den das Bundeskabinett am
28. September beschließen will. Die Mög-
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Stromchefs Teyssen, Großmann: Erstaunliche Zugeständnisse



lichkeit, Immobilienbesitzer zu enteignen,
hatte Rot-Grün einst abgeschafft. 

Auch in den eigenen Reihen wächst
der Unmut über Merkels Atomkurs. Um-
weltpolitiker der Union fordern, dass die
Laufzeitverlängerung alle drei Jahre über-
prüft werden soll. Und auch die Länder
machen Ärger. Die schwarz-gelbe Regie-
rung in Kiel beispielsweise, die sich mit
dem Pannen-Meiler Krümmel herum-
plagt, beschwert sich, dass die Bundes -
regierung den Schutz vor Flugzeugabstür-
zen nicht ausbauen will.

Zwar begrüßt Ministerpräsident Peter
Harry Carstensen (CDU) den Berliner Be-
schluss offiziell. Doch nach Auffassung
seines Atomaufsehers, des parteilosen
Justizministers Emil Schmalfuß, müssen
neue Sicherheitsmaßnahmen umgesetzt
werden, bevor es eine Laufzeitverlänge-
rung gibt. Notfalls müssten einige Anla-
gen so lange vom Netz, bis sie aufgerüstet
sind. Erst dann dürften sie die vorgesehe-
ne Strommenge produzieren.

Zusätzliche Wünsche melden auch die
Ministerpräsidenten anderer CDU-regier-
ter Länder an. Sie wollen mitreden, wenn
die zugesagten Konzern-Gelder für er-
neuerbare Energien verteilt werden. Da-
bei müssten „auch Länder mit Atomkraft-
werken wie Baden-Württemberg mitent-
scheiden“, fordert etwa Regierungschef
Stefan Mappus. 

Für den Umbau der Stromnetze allein
würden „zweistellige Milliardenbeträge
gebraucht, weil die modernen Hochleis-

tungsleitungen von Nord nach Süd unter-
irdisch verlegt werden müssen“, sagt der
Ministerpräsident. Die „politische Glaub-
würdigkeit“ des Atomkompromisses hän-
ge davon ab, „wie viel wir jetzt für er-
neuerbare Energien tun“.

Sein niedersächsischer Kollege David
McAllister fordert ebenfalls mehr Bun-
desmittel, es müsse einen „gerechten Aus-
gleich für die Endlagerstandorte in den
jeweiligen Regionen“ geben, also in Asse,
im Schacht Konrad und in Gorleben. 

Ärger droht nicht nur im Inland. EU-
Energiekommissar Günther Oettinger hat
zwar in der Laufzeitenfrage keine Ein-
spruchsrechte. Anders liegt der Fall aber,
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Atomkraftwerk Grohnde
Statt Frieden neuer Ärger

„Fatales Signal“
Österreichs Umweltminister Nikolaus Berlakovich 

über die Laufzeitverlängerung der deutschen Atomkraftwerke

Berlakovich, 49, gehört der konserva-
tiven ÖVP an und ist seit 2008 im Re-
gierungskabinett in Wien zuständig
für Umwelt und Landwirtschaft.

SPIEGEL: Die deutsche Kanzlerin An-
gela Merkel preist ihr Energiekonzept
als das effizienteste und umweltver-
träglichste weltweit. Hat Sie recht?
Berlakovich: Ich halte das für völlig
falsch. Die Laufzeit der Atomkraft-
werke zu verlängern ist ein fatales Sig-
nal über Deutschland hinaus. Die gan-
ze Welt redet angesichts des Klima-
wandels von einer Stärkung der er-
neuerbaren Energien. Die Atomkraft
gehört eindeutig nicht dazu.
SPIEGEL: Aber die Atomkraft soll doch
den weiteren Ausbau der erneuerba-
ren Energien mitfinanzieren. 
Berlakovich: Zusätzliches Geld für er-
neuerbare Energien ist zwar gut. Aber
nicht, wenn die Atomindustrie volles
Rohr weiter machen darf. Österreich
hat aus gutem Grund keine Atom-
kraftwerke, Deutschland sollte seine
abschalten. 
SPIEGEL: Dabei hilft Atomenergie doch,
CO2 einzusparen.
Berlakovich: Klimaschutz über die ato-
mare Hintertüre funktioniert nicht.
Auch in den Welt-Klimaschutz-Ver-
handlungen wird Atomkraft nicht als
eine Lösung der Probleme gesehen.
Das ist eine Technologie von gestern,
denn sie lässt mehr Fragen offen, als
sie Antworten gibt. Es gibt auf der
ganzen Welt kein Endlager, zudem
stammt das Uran häufig aus Krisen-
regionen. Das ist doch keine nachhal-
tige Form der Stromgewinnung.
SPIEGEL: Welche Rolle spielen erneu-
erbare Energien in Österreich?
Berlakovich: Wir haben einen Anteil
von 28,8 Prozent an der Strompro-
duktion, bis 2020 wollen wir auf 34
Prozent kommen. Deutschland hat
nur 16 Prozent. Ich habe Deutschland

bislang als wichtigen Partner gesehen,
um erneuerbaren Energien in ganz
Europa zum Durchbruch zu verhel-
fen. Umso enttäuschender ist das jet-
zige Signal aus Berlin.
SPIEGEL: Die deutsche Kanzlerin be -
haup tet, die deutschen Atomkraftwerke
seien die sichersten der Welt. Sie hin-
gegen warnen die österreichische Be-
völkerung vor den Gefahren, die vom
deutschen Reaktor Isar I ausgehen.
Berlakovich: Das ist ein alter Reaktor,
der sofort abgeschaltet werden muss.
Ich habe mich in der Sache sowohl an
den deutschen Bundesumweltminister
Norbert Röttgen als auch an seinen
bayerischen Kollegen Markus Söder
gewandt. Stattdessen soll der Reaktor
nun sogar acht Jahre länger laufen.
Das verstehe ich nicht. Isar I steht
nicht weit von der Grenze entfernt.
Mir geht es um maximale Sicherheit
für die Bürger. 
SPIEGEL: Wie haben die Deutschen auf
Ihre Forderung reagiert?
Berlakovich: Sie haben Verständnis 
gezeigt, vor allem der Bundesum -
weltminister. Röttgen will ja auch hö -
he re Sicherheitsauflagen für deutsche
Atomkraftwerke, gekommen ist es an-
ders. Da ist hoffentlich das letzte Wort
noch nicht gesprochen. Sicherheit for-
dern wir übrigens nicht nur von
Deutschland, sondern auch von un -
seren anderen Nachbarn, den Tsche-
chen und Slowaken.
SPIEGEL: Hat Österreich Möglichkeiten,
gegen die Pläne vorzugehen?
Berlakovich: Es gibt ein bilaterales Nu-
klear-Informations-Abkommen. Ich
werde eine Sondersitzung beantra -
gen, damit uns die Deutschen ihre 
Beschlüsse erklären. Die Frage ist ja,
was bedeutet das in der Konsequenz
für Österreich, insbesondere bei den
grenznahen Reaktoren.
SPIEGEL: Hilft es, dass die ÖVP und die
CDU Schwesterparteien sind?
Berlakovich: Wir haben eigentlich eine
gute Gesprächsbasis, aber in jeder 
Familie gibt es mal Streit. Jetzt geht
es darum, gemeinsam Lösungen zu
finden, etwa bei der Sicherheit der
Bevölkerung. Schlimm ist allerdings,
dass das Signal aus Deutschland auch
in Österreich Leuten Auftrieb gibt, die
hier Atomkraft wollen. 

INTERVIEW: MICHAEL FRÖHLINGSDORF
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wenn in die Kraftwerke zusätzlich inves-
tiert wird, wie es der Atom-Deal aus der
vorvergangenen Woche fordert. 

„Sollten zusätzlich auch substanzielle
Investitionen getätigt werden, sei es, dass
in neue Sicherheitsvorkehrungen inves-
tiert oder das Atomkraftwerk vergrößert
wird, dann ist eine Notifizierung bei der
EU-Kommission nötig“, sagt Oettinger.
Das bedeutet, dass Brüssel den Berliner
Zeitplan noch ordentlich durcheinander-
bringen könnte. 

Oettinger will in den kommenden Wo-
chen zudem einen Gesetzentwurf vor -
legen, in dem er Rahmenbedingungen 
für die Endlagerung von Atommüll fest-
legen will: „Welche Gesteinsformationen
kommen in Frage? Welche Sicherheits-
standards müssen bei Bau und Betrieb
gelten?“

Und so kommt es, dass der jüngste
Atom-Deal statt des gewünschten Frie-
dens neue Unruhe schafft. Acht Tage sind
seit dem denkwürdigen Showdown im
Kanzleramt vergangen, doch Koalitions-
politiker stellen immer mehr besorgte Fra-
gen: Wie kommt der konzernfreundliche
Deal in der Bevölkerung an? Wie gefähr-
lich wird der Unmut in den eigenen Rei-
hen? Und vor allem: Wie viel Kraft bringt
die Anti-Atom-Bewegung auf die Straße?

Am Tag, an dem der Vertrag zwischen
Regierung und Konzernen bekannt wird,
geht es hektisch zu im Berliner Organisa-
tionsbüro der geplanten Großdemo. Stän-
dig klingelt das Telefon, Helfer rennen
durch die Flure, einer balanciert einen of-
fenen Pizzakarton auf seinem Notebook. 

Es sind nur noch wenige Tage bis zum
geplanten Aufmarsch, doch bislang wis-
sen die Organisatoren nicht einmal, wo
genau sie protestieren werden. Sie warten
noch auf den Auflagenbescheid der Poli-
zei. „Wir rechnen damit, dass wir nicht
auf die Reichstagswiese dürfen“, sagt Lau-
ra Eder, die schon Ende Juli mit der Or-
ganisation begonnen hat. „Deswegen pla-
nen wir gerade zwei Alternativen.“ 

Schwer abzuschätzen ist auch die Zahl
der Demonstranten. Angemeldet ist die
Veranstaltung für 30000 Personen. Doch
Ende April gab es zwischen den Kern-
kraftwerken Brunsbüttel und Krümmel
bereits eine Menschenkette mit über
100000 Teilnehmern. Damals war noch
nicht klar, wie hart der Pro-Atom-Kurs
der Regierung ausfallen würde. 

Etwa 100 Busse aus der gesamten Re-
publik haben sich bisher angekündigt,
dazu kommen drei Sonderzüge. Eder und
ihr Organisationsteam koordinieren alles,
zwischendurch ordern sie Vuvuzela-Trö-
ten. Sie wollen Lärm machen, „um so
viel Druck auszuüben, dass vielleicht
doch noch was dabei rauskommt“.

KIM BODE, FRANK DOHMEN, 
MICHAEL FRÖHLINGSDORF, ALEXANDER JUNG,

PETER MÜLLER, ALEXANDER NEUBACHER, 
CHRISTIAN SCHWÄGERL
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